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Die Landesregierung mecklenburg-
Vorpommern hat im rahmen einer 

unterrichtung den Dritten Landesaktions-
plan zur bekämpfung von häuslicher und 
sexualisierter gewalt im April 2016 an den 
Landtag übergeben (Drs. 6/5351).

entsprechend Nummer 255 der Koalitions-
vereinbarung 2011 - 2016 war der „Landes-
aktionsplan zur bekämpfung von gewalt 
gegen Frauen und Kinder“ konsequent um-
zusetzen und weiterzuentwickeln. Der über-
gebene Aktionsplan ist der dritte seiner Art 

und erscheint mit neuem titel. mit diesem 
wurde berücksichtigt, dass es eine erhebliche 
Dunkelziffer von männern und Jungen gibt, 
die ebenso unter einer gewalterfahrung lei-
den. Dies war nur ein ergebnis der vielen 
beratungen und Abstimmungsprozesse in-
nerhalb des Landesrates zur umsetzung des 
Landesaktionsplans, der das federführende 
ministerium für Arbeit, gleichstellung und 
Soziales erneut bei der Fortschreibung des 
Landesaktionsplans unterstützte.
Seit Januar 2002 begleitet der Landesrat zur 
umsetzung des Landesaktionsplans den pro-
zess der Implementierung von neuen Hand-
lungsstrategien in den unterschiedlichen In-
stitutionen. mitglieder des Landesrates sind 
Vertreterinnen und Vertreter der Landesre-
gierung, der LIgA der Spitzenverbände der 
Freien Wohlfahrtspflege mecklenburg-Vor-
pommerns, des Landesfrauenrates meck-
lenburg-Vorpommern e.V., der kommuna- 
len gleichstellungsbeauftragten, der Lan-
desarbeitsgemeinschaft der beratungsstellen 
und Frauenhäuser, der Interventionsstellen 
gegen häusliche gewalt und Stalking mit 
angebundener Kinder- und Jugendbera-
tung, der Fachberatungsstellen gegen sexua-
lisierte gewalt, der männer- und gewaltbe-
ratungsstellen sowie die Fachberatungsstelle 
für betroffene von menschenhandel und 
Zwangsverheiratung (ZOrA) und die Ko-
ordinierungsstelle COrA.

BekämpFung von 
häuslIcher unD 
sexualIsIerter gewalt

SCHWerpuNKttHemA DIeSer AuSgAbe:

Der Dritte LanDesaktionspLan zur Bekämpfung 
von häusLicher unD sexuaLisierter gewaLt

Die 41. Ausgabe der COrAktuell widmet sich unter dem Aspekt der be-
kämpfung häuslicher und sexualisierter gewalt dem Dritten Landesakti-

onsplan zu diesem thema, der Dunkelfeldstudie zu Straftaten in mecklenburg-
Vorpommern, der gewaltprävention in erstunterkünften und den Änderungen 
im deutschen Strafrecht.
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Zunächst entschieden sich die mitglie-
der des Landesrates für zwei wesentliche 
Änderungen. Der erste punkt wurde be-
reits oben vorgestellt. Im zweiten ging es 
darum, eine Stigmatisierung der men-
schen mit gewalterfahrung zu verhin-
dern. Das soll auch durch den Sprach-
gebrauch bewusster werden. Daher wird 
zukünftig von betroffenen statt von 
Opfern gesprochen. Die beratungsstel-
len im beratungs- und Hilfenetz haben 
dementsprechend ihre bezeichnungen 
geändert und nennen sich nun landes-
weit „beratungsstelle für betroffene von 
häuslicher gewalt“. Im Dritten Landes-
aktionsplan ist deshalb in der regel von 
„betroffenen“ die rede. 
Im Hinblick auf die erarbeitung des 
Dritten Landesaktionsplans verständig-
ten sich die mitglieder des Landesrates 
zunächst dahingehend, den Zweiten 
Landesaktionsplan zu evaluieren. Im 
Anschluss daran wurden die Heraus-
forderungen, Ziele und maßnahmen 
des Dritten Landesaktionsplans benannt 
und Ausführungen zur umsetzung ge-
macht. 
Orientierend an den im Zweiten Lan-
desaktionsplan gebildeten Kategori-
en wurden die evaluierungsergebnisse 
erfasst. Im ergebnis hat die evaluation 
des Zweiten Landesaktionsplans gezeigt, 
dass eine Vielzahl von maßnahmen ent-
wickelt und implementiert ist und sich 
der Schutz für die betroffenen in vie-
lerlei Hinsicht verbessert hat. es wurden 
nicht nur die polizeilichen maßnahmen 
und die gesetzlichen regelungen im 
bereich des Opferschutzes sowie der 
beratungs- und unterstützungsange-
bote seit dem Zweiten Landesaktions-
plan weiterentwickelt. Auch in vielen 
anderen bereichen sind neue Inter-
ventionsmöglichkeiten, präventive und 
nachhaltige Angebote für die rechtliche, 
gesundheitliche und psychosoziale un-
terstützung von betroffenen und ihren 
Kindern entstanden.
Als ein beispiel für neue Interventi-
onsmöglichkeiten und die Schaffung 
von nachhaltigen Angeboten sei hier 
insbesondere die unterstützung und 
beratung der von Stalking betroffenen 
genannt. Im Jahr 2005 wurde bei der 
Staatsanwaltschaft Schwerin das erste 
Sonderdezernat für häusliche gewalt 
und Stalking eingerichtet. Seit 2007 
haben auch die anderen drei Staatsan-
waltschaften ein entsprechendes Son-
derdezernat. Weiterhin trat in 2009 die 

„erläuterung zum gesetz zur Strafbar-
keit beharrlicher Nachstellung“ („Stal-
king-erlass“) des ministeriums für In-
neres und Sport in Kraft. Danach hat die 
polizei in den Fällen, in denen das Stal-
king im Zusammenhang mit häuslicher 
gewalt steht, nach einem polizeieinsatz 
die zuständige Interventionsstelle zu 
informieren und die betroffenendaten 
zu übermitteln. Darüber hinaus beraten 
und unterstützen alle fünf Interventi-
onsstellen seit 2009 betroffene von Stal-
king und zwar unabhängig davon, ob 
das Stalking im Kontext von häuslicher 
gewalt steht. es wurde ein Angebot für 
eine weitere spezielle gruppe von be-
troffenen geschaffen. Zu diesen neu ge-
schaffenen Angeboten gehört auch die 
eröffnung der Fachberatungsstelle für 
betroffene von menschenhandel und 
Zwangsverheiratung in 2009 sowie die 
Verstetigung des modellprojektes der 
„Kinder- und Jugendberatung in Fällen 
häuslicher gewalt“. Hier wurde durch 
die Angliederung einer Kinder- und 
Jugendberatung an jede der fünf Inter-
ventionsstellen ein beratungs- und un-
terstützungsangebot für Kinder und Ju-
gendliche geschaffen, die von häuslicher 
gewalt betroffen sind.
Als weitere beispielhafte maßnahme ist 
die Ausstattung der überwiegenden An-
zahl der Amts- und Landgerichte mit 
Zeugenschutzräumen zu nennen. Die 
einrichtung weiterer Zeugenschutz-
räume ist geplant. Dies ist eine wichtige 
maßnahme um bessere bedingungen 
für die von häuslicher und sexualisier-
ter gewalt betroffenen Zeuginnen und 
Zeugen zu schaffen und die belastun-
gen, die mit der Durchführung eines 
Strafverfahrens verbunden sind, so ge-
ring wie möglich zu halten.
Dies ist nur ein Ausschnitt, der für die 
Weiterentwicklung des beratungs- und 
unterstützungsangebotes für betroffene 
von häuslicher und sexualisierter gewalt 
im Land mecklenburg-Vorpommern 
seit dem Jahr 2005 steht.
Die evaluierung machte aber auch 
deutlich, dass die Facetten des betrof-
fenenschutzes sehr vielschichtig und 
multikomplex sind. es ist eine Weiter-
entwicklung der Angebots- und Ko-
operationsstruktur notwendig, um be-
stehende Lücken für die betroffenen in 
spezifischen Krisensituationen zu schlie-
ßen. es gilt also, passgenaue Hilfsange-
bote, maßnahmen und Interventionen 
für den betroffenenschutz weiterzuent-

wickeln und zu implementieren. Die im 
Dritten Landesaktionsplan dargestellten 
teilziele und maßnahmen befassen sich 
im Kern mit der Vermittlung und dem 
Anbieten von Informationen auf einem 
niedrigschwelligen Niveau. Die inter-
disziplinäre Kooperation und Vernet-
zung der verschiedenen professionen im 
Hilfesystem ist dabei unabdingbar.
Die Arbeit an der umsetzung der im 
Dritten Landesaktionsplan beschriebe-
nen maßnahmen hat bereits begonnen.
So hat sich das Landesamt für ge-
sundheit und Soziales mecklenburg-
Vorpommern unter dem Aspekt der 
gesundheitsgefährdung mit dem the-
ma häusliche gewalt beschäftigt und 
sich dafür entschieden, eine freiwillige 
Selbstverpflichtung einzugehen, um 
betroffenen beschäftigten Hilfestel-
lungen anzubieten. es wurden an vier 
Standorten Informationsveranstaltun-
gen durchgeführt, ein Sicherheitsleitfa-
den entwickelt und eine Dienstverein-
barung zwischen behördenleitung und 
gesamtpersonalrat abgeschlossen. es gilt 
weiterhin partner und Arbeitgebende 
für die unterzeichnung einer Workplace 
policy zu gewinnen. 

 
Als weitere maßnahme, die bereits im-
plementiert wird, ist die landesweite 
umsetzung der bundesweiten Initiative 
„trau Dich!“ zur prävention des sexuel-
len Kindesmissbrauchs vom bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend und der bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung zu nennen. 
Am 24. Juni 2016 fand die premiere des 
theaterstücks „trau Dich!“ im Capitol 
in Schwerin statt. es richtet sich an Kin-
der im grundschulalter und im Über-
gang zur pubertät. ein Ziel von „trau 
Dich!“ ist die Aufklärung und Informa-
tion der Kinder unter einbeziehung von 
eltern und Fachkräften. bis ende 2017 
sind weitere Aufführungen in mecklen-
burg-Vorpommern geplant.
Schließlich ist für die Zielgruppe der 
geflüchteten Frauen und Kinder das ge-
waltschutzkonzept der erstaufnahme-
einrichtung Stern buchholz zu nennen. 
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bestandteil dessen ist unter anderem die 
beschäftigung einer Ansprechperson für 
diesen personenkreis. Im rahmen des 
projektes „Initiative zum Schutz von 
Frauen und Kindern in Flüchtlingsun-
terkünften“ des bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
entstand in der erstaufnahmeeinrich-
tung eine zusätzliche Funktionsstelle. 
Seit dem 1. April 2016 ist hier ein Ko-
ordinator zum thema gewaltschutz 
tätig. er ist Ansprechpartner für die in 
der einrichtung lebenden geflüchteten, 
das team und die Leitung. Dabei un-
terstützt er letztere bei der erarbeitung 
eines ganzheitlichen gewaltschutzkon-
zeptes für die einrichtung. 
An diesen schon vorliegenden ergebnis-
sen zeigt sich, dass die umsetzung von 
maßnahmen im bereich gewaltschutz 
ein laufender prozess ist. Der Dritte 
Landesaktionsplan gibt den rahmen 
vor, um die Weiterentwicklung des be-
troffenenschutzes konkret begleiten zu 
können.
eine wichtige rolle wird hierbei künf-
tig wieder der Landesrat zur umsetzung 
des Landesaktionsplans übernehmen. 
er wird weiterhin die umsetzung des 
Landesaktionsplans begleiten. Der Lan-
desrat wird den Fortschritt der umset-
zung kontrollieren und die prozesse im 
Verlauf der umsetzung optimieren. bei 
der Organisation des jährlichen treffens 
wird er vom ministerium für Arbeit, 
gleichstellung und Soziales unterstützt. 
Die erste Sitzung nach der unterrich-
tung des Landtages ist für Dezember 
2016 geplant.

 

Autor: Patrick Böttcher

Die malteser Werke bringen er-
fahrungen aus über 25 Jahren im 

Aufbau und betrieb von migrations-
einrichtungen mit. Dem thema ge-
waltprävention wurde dabei stets ein 
besonderes Augenmerk zuteil. In vielen 
einrichtungen existieren bereits rück-
zugsräume für Frauen, betreute Kinder-
spielstuben und Clubs, geschlechterge-
trennte, abschließbare Sanitärbereiche 
und verschiedene beschäftigungsmög-
lichkeiten. Neuer hingegen ist zum 
einen der Wunsch alle einzelnen maß-
nahmen zu einem gesamtkonzept zu-
sammenzuführen, und zum anderen 
die Forderung nach Ansprechpersonen, 
spezialisierten beratungsmöglichkeiten 
und Zusammenarbeit von migrations-
einrichtungen mit dem Kinder- und 
Jugendschutz.

In der im Juni 2015 eröffneten erst-
aufnahmeeinrichtung malteser be-
treuung Stern buchholz bei Schwerin 
werden bis zu 1.200 Flüchtlinge und 
AsylbewerberInnen in vier gebäuden 
untergebracht und während der Stel-
lung ihres Asylantrags beraten, begleitet 
und betreut. erfahrungsgemäß befinden 
sich bei voller Auslastung der bestehen-
den Kapazitäten rund 30 allein reisende 
Frauen, davon 20-30 % mit Kindern 
und/oder schwanger in der einrich-
tung. Der Anteil der Familien liegt 
durchschnittlich bei ca. 50-60 %. 

Im rahmen des projektes „Initiative 
zum Schutz von Frauen und Kindern 
in Flüchtlingsunterkünften“ entstand in 
Stern buchholz eine zusätzliche Funk-
tionsstelle. Seit dem 1. April 2016 ist 
hier ein Koordinator für gewaltschutz 
tätig. Das projekt wird gefördert vom 
bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend (bmFSFJ) und 

ist in Kooperation mit uNICeF, pLAN, 
Save the Children, der bundesarbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 
(bAgFW) und der deutschen Kinder- 
und Jugendstiftung (DKJS) entstanden. 

Ziel ist es in möglichst 
jeder Flüchtlingsunterkunft 
größtmöglichen Schutz für 

Kinder und Frauen zu er-
reichen. Flüchtlingsunterkünfte sind 
die ersten Orte, die Flüchtlingen in 
Deutschland eine Zeitlang ein Zuhau-
se bieten können. Integration geschieht 
vor Ort. In den Flüchtlingsunterkünf-
ten sind Flüchtlinge niedrigschwellig für 
alle Integrationsangebote erreichbar. Ob 
Integration gelingt, hängt von einer ge-
lingenden Struktur der Verwaltung, vor 
allem aber dem Engagement Einzelner 
– Haupt- und Ehrenamtlicher – ab. In-
tegration braucht Investition. Diese In-
vestitionen von Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft zahlen sich 
in der Zukunft für alle aus.

 „Präambel“ des BMFSFJ

Die malteser betreuung Stern 
buchholz ist seitdem Konsultations-
einrichtung. Der Koordinator ist An-
sprechperson für bewohnerInnen, das 
team und die Leitung und unterstützt 
letztere bei der erarbeitung eines ganz-
heitlichen gewaltschutzkonzeptes für 
die einrichtung. er ist Ansprechperson 
für Kooperationspartner und geht ak-
tiv auf weitere malteser-einrichtun-
gen der Flüchtlingshilfe zu. Zu diesen 
konsultierenden einrichtungen zählen 
die erstaufnahmeeinrichtung Nostorf-
Horst und die kommunalen einrich-
tungen in barth, Neubrandenburg und 
Stralsund. Durch die Übernahme des 
gewaltschutzkonzeptes schließen sie 
sich erkennbar der Kooperation an und 
werden aktiv in Infoveranstaltungen 
und Schulungen eingebunden. Somit 
berät der Koordinator auch die Lei-
tungen der anderen einrichtungen bei 

gewaLtschutzkonzept erstaufnahme- 
einrichtung stern BuchhoLz

Marion Bartels
ministerium für Arbeit, gleich-
stellung und Soziales
mecklenburg-Vorpommern
Werderstraße 124
19055 Schwerin
telefon: 0385 588 9083
mail: marion.bartels@sm.mv-
regierung.de

Zur autorIn
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der planung neuer räumlichkeiten und 
rückzugsräume und der einführung 
von Schutzkonzepten, die vor allem den 
Auf- und Ausbau von kinderfreundli-
chen räumen und rückzugsräumen 
für Frauen und Kinder beinhalten.

ein gelingendes gewaltschutzkon-
zept besteht aus mehreren teilaspekten. 
Da gewaltschutz bereits in der einrich-
tungsstruktur verankert werden sollte, 
steht die Sensibilisierung der betreu-
erInnen zu dieser thematik im Vor-
dergrund. Zu beginn ihrer tätigkeit 
unterzeichnen alle mitarbeiterInnen 
eine Selbstverpflichtungserklärung, die 
einen verantwortungsvollen und wert-

schätzenden umgang zwischen dem 
team und den bewohnerInnen bein-
haltet und strafrechtliche oder diszip-
linarische Folgen bei Nichteinhaltung 
benennt. Die mitarbeiterInnen in Stern 
buchholz nehmen seit dem Frühjahr 
2016 zudem an einwöchigen, internen 
Schulungen teil, welche auch zum the-
ma gewaltprävention sensibilisieren. Im 
rahmen des bereits genannten projek-
tes befindet sich eine Schulung in Vor-
bereitung, die gänzlich auf das thema 
gewaltschutz in Flüchtlingsunterkünf-
ten zugeschnitten ist. Diese wird mit 
mitarbeiterInnen von uNICeF und 
dem Koordinator für gewaltschutz di-
rekt vor Ort in der einrichtung durch-
geführt.

In Stern buchholz arbeiten die be-
treuerInnen im Zweischichtsystem, was 
bedeutet, dass die Häuser rund um die 

uhr und jeden tag im Jahr besetzt sind. 
Da sehr viele mitarbeiterInnen mit 
unterschiedlichsten muttersprachen in 
der betreuung arbeiten, verfügt jede 
Schicht über mehrere SprachmittlerIn-
nen. Für die arabische Sprache stehen 
beispielsweise immer mindestens ein 
mitarbeiter oder eine mitarbeiterin zur 
Verfügung. Zudem ist auch das Wach-
personal rund um die uhr in der ein-
richtung tätig.

Das recht auf Hilfe und unter-
stützung für die bewohnerInnen ist 
ein weiterer großer teilaspekt. In Stern 
buchholz wird den AsylbewerberInnen 
unterschiedlichstes Informationsmateri-

al in verschiedenen Sprachen bereitge-
stellt. mit Hilfe von Flyern, broschüren 
und plakaten werden sie über ihre rech-
te und pflichten und über Hilfsangebote 
in der region informiert. In einer frisch 
entstandenen Kooperation mit dem 
AWO Kreisverband Schwerin-parchim 
e.V. ist in Stern buchholz Anfang Juli 
ein Frauencafé eröffnet worden. Dieses 
Frauencafé wird derzeit dreimal wö-
chentlich durch eine mitarbeiterin der 
AWO betreut. Zusätzlich kommen ein-
mal die Woche beraterinnen der AWO 
aus den verschiedenen beratungsstellen 
und dem Frauenhaus in Schwerin in das 
Café um sich und ihre Angebote für die 
Asylbewerberinnen vorzustellen. Au-
ßerhalb dieser Öffnungszeiten steht das 
Frauencafé jederzeit als rückzugs- und 
ruheraum zur Verfügung, der von in-
nen verschließbar ist. Darüber hinaus ist 

für diese räumlichkeiten die Installati-
on eines Notfallknopfes geplant.

 Für Frauen werden in regelmäßigen 
Abständen weitere Aktivitäten angebo-
ten. So gab es auch schon vor der eröff-
nung des Cafés Frauentreffs, in denen 
gesungen und gebastelt und genügend 
raum für einen angeregten Austausch 
untereinander gegeben wurde. Die 
erstaufnahmeeinrichtung Stern buch-
holz strebt aktuell weitere Kooperati-
onen mit den trägern der Schweriner 
Kinder- und Jugendhilfe und anderen 
Institutionen an, um das Angebot für 
die bewohnerInnen der einrichtung 
stets zu erweitern.

Sollte es trotz aller präventiven maß-
nahmen doch zu gewalttaten oder 
sexuellen Übergriffen innerhalb der 
einrichtung kommen, ist es von gro-
ßer bedeutung, dass Ablaufpläne erstellt 
und standardisiert werden, die allen 
mitarbeiterInnen bekannt sind. Derar-
tige Notfallanleitungen werden aktuell 
gemeinsam von der präventionsbe-
auftragten für sexualisierte gewalt der 
malteser Werke und den Koordinato-
rInnen für gewaltschutz aus den malte-
ser betreuungen Johannes Hamm und 
Stern buchholz erarbeitet. Diese sollen 
dann auch Kontaktdaten der entspre-
chenden Ansprechpersonen enthalten.

ein unverzichtbarer teilaspekt für 
ein gewaltschutzkonzept ist die Verbes-
serung von baulichen und strukturellen 
rahmenbedingungen. 

In Stern buchholz verfügen alle 
Häuser über geschlechtergetrennte und 
abschließbare Sanitärbereiche und ab-
schließbare Wohneinheiten. Die Wege 
innerhalb der einrichtung sind zu jeder 
Zeit ausreichend beleuchtet. Für allein 
reisende Frauen mit oder ohne Kinder 
werden eigene Frauenzimmer bereitge-
halten. 
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ausgewähLte erkenntnisse aus Der untersuchung Des DunkeLfeLDes 
Der kriminaLität in meckLenBurg-vorpommern 

Autor: Peter Balschmiter

bisher sind Aussagen zur Krimi-
nalität, zu ihrem Ausmaß und zu 

ihrer entwicklung überwiegend auf 
der grundlage der polizeilichen Kri-
minalstatistik (pKS) getroffen worden. 
Die Aussagekraft dieser Statistik wird 
jedoch dadurch eingeschränkt, dass nur 
die Straftaten dargestellt werden kön-
nen, die auch der polizei z. b. durch eine 
Anzeige oder durch eigene Feststellun-
gen bekannt geworden sind. Viele Straf-
taten werden der polizei jedoch nicht 
bekannt. Diesen teil der Kriminalität 
bezeichnet man als Dunkelfeld. Der 
umfang dieses Dunkelfeldes hängt von 
der Art des Deliktes ab und kann sich 
aufgrund des Anzeigeverhaltens, der po-
lizeilichen Kontrolltätigkeit sowie durch 
neue regelungen im Strafrecht ändern. 

um das Wissen über die Kriminalität 
zu ergänzen wurde im Jahr 2014 vom 
ministerium für Inneres und Sport der 
Auftrag für eine Dunkelfelduntersuchung 
erteilt. Die wissenschaftliche Studie wur-
de im rahmen eines gemeinsamen pro-
jektes durch das Landeskriminalamt m-V, 
die Fachhochschule für öffentliche Ver-

waltung, polizei und rechtspflege m-V 
und die universität greifswald, Institut 
für psychologie, durchgeführt.

Ausgewählte bürgerinnen und bür-
ger des Landes m-V wurden zu folgen-
den Delikten befragt:

•	 bestimmte Formen des Diebstahls 
(Wohnungseinbruch, Kraftfahrzeug-
diebstahl, Diebstahl aus KfZ, Fahr-
raddiebstahl, Diebstahl von Smart-
phones/Handys/tablets/Laptops, 
sonstiger Diebstahl)

•	 Sachbeschädigung
•	 Körperverletzungen
•	 Sexualstraftaten
•	 häusliche gewalt
•	 Computerkriminalität
•	 ausgewählte Formen des betruges.

Neben der erhebung von Daten 
zum Dunkelfeld wurden Aspekte des 
Anzeigeverhaltens, der Kriminalitäts-
furcht und zur bewertung der Arbeit 
der polizei abgefragt.

Das Ziel war es, durch die unter-
suchung eine verbesserte Aussage zum 
tatsächlichen Kriminalitätsaufkommen 
in m-V zu erhalten und erkenntnisse 

darüber zu gewinnen, wie die bevölke-
rung unseres Landes Kriminalität wahr-
nimmt bzw. erlebt.

1. wie wurDe Die untersuchung 
Durchgeführt?

Zufällig ausgewählte bürgerinnen 
und bürger unseres Landes wurden mit-
tels eines Fragebogens, der postalisch 
versandt wurde, zu den oben genannten 
themen befragt. Der Fragebogen basiert 
weitgehend auf anerkannten Standard-
fragen ähnlicher untersuchungen. Wir 
haben aber auch besonderheiten der ak-
tuellen Kriminalitätsentwicklung in un-
serem Land berücksichtigt, z. b. Compu-
terkriminalität. gefragt wurde nach dem 
erleben von Straftaten im Jahr 2014.

Die einwohnermeldeämter haben 
mittels einer Zufallsstichprobe insge-
samt 8.151 bürgerinnen und bürger 
unseres Landes ab dem Alter von 16 
Jahren ausgewählt und uns deren Ad-
ressen zugearbeitet.

Diesen bürgerinnen und bürgern 
wurde der Fragebogen zugesandt.

Auf grund eines erfreulich hohen 
rücklaufes der Antworten von ca. 40 % 

Patrick Böttcher 
Koordinator für gewaltschutz 
mW malteser Werke gemeinnützige gmbH

Kontakt
malteser betreuung Stern buchholz
Stern buchholz 16
19061 Schwerin
telefon: 0385 588 56996
mobil: 0175 763 6832
mail: patrick.boettcher@malteser.org

Zum autor

unbegleitete minderjährige Flücht-
linge werden sofort dem Jugendamt 
gemeldet und erhalten dann umgehend 
eine unterbringung außerhalb der ein-
richtung.

In Stern buchholz wird viel Wert 
auf eine abwechslungsreiche Kinderbe-
treuung gelegt. Zum einen verfügt die 
einrichtung über zwei betreute Spiel-
zimmer und mehrere Spiel- und Sport-
plätze im Außenbereich. ein betreuter 
Jugendclub wird in Zukunft auch den 
älteren Kindern zur Verfügung stehen. 
Diese regelmäßigkeit gibt den Kindern 
das gefühl von Normalität und Kon-
tinuität zurück. Damit sich nicht nur 
erwachsene auf dem großen gelände 
der einrichtung zurechtfinden, wurde 
erst vor kurzem eine beschilderung mit 
Wegweisern in mehreren Sprachen und 
mit piktogrammen in Auftrag gegeben. 
regelmäßig organisiert die einrich-
tungsleitung Kinderfeste, welche häufig 
auch in Kooperation mit den trägern 

der Schweriner Jugendhilfe geplant und 
durchgeführt werden.

Alle genannten maßnahmen bezie-
hen sich auf besonders schutzbedürfti-
ge personen, zu denen in erster Linie 
Frauen und Kinder zählen. Nicht zu 
vernachlässigen ist jedoch auch die 
gruppe der LSbttI (Lesben, Schwule, 

bisexuelle, transgender, transsexuelle 
und Intersexuelle). ebenso müssen auch 
männer und religiöse minderheiten vor 
Übergriffen und gewalttaten geschützt 
werden. Die entwicklung eines ge-
waltschutzkonzeptes sieht sich somit 
täglich mit neuen Herausforderungen 
und Zielen konfrontiert.
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konnten 3.170 Fragebögen ausgewertet 
werden. Die Antworten entsprechen in 
bezug auf die Verteilung der geschlech-
ter, die Altersverteilung und die regiona-
le Verteilung recht gut den tatsächlichen 
bedingungen in unserem Land, dennoch 
wurden die Werte für die hier vorliegen-
de Darstellung den realen Verhältnissen 
durch eine Wichtung angenähert.1

2. aLLgemeine ergeBnisse 

Die untersuchung ist bei den bür-
gerinnen und bürgern auf eine positive 
resonanz gestoßen, die teilnahmequo-
te von 40,4 % belegt das hohe Interesse 
an dem thema Sicherheit in m-V.

Wie zu erwarten gibt es auch in m-V 
ein hohes Dunkelfeld der Kriminalität, 
welches sich in den verschiedenen De-
liktbereichen sehr unterschiedlich dar-
stellt. 40,3 % der bürgerinnen und bür-
ger im Land in einem Alter von über 
16 Jahren sind im Jahr 2014 mindestens 
einmal Opfer einer Straftat geworden 
oder es ist versucht worden, sie durch 
eine Straftat zu schädigen. Die häufigs-
ten Delikte sind computerbezogene 
Straftaten, gefolgt von eigentumsdelik-
ten. Schwere Delikte wie raub, Kör-
perverletzungen und Sexualstraftaten 
kommen deutlich seltener vor. Delikt-
gruppen, die vor allem in den letzten 
Jahren aufgrund von technisierung und 
globalisierung an bedeutung gewon-
nen haben, sind durch ein hohes Dun-
kelfeld geprägt (Computerkriminalität, 
betrug bei der Nutzung des Internets).

Deliktfelder, bei denen täter und 
Opfer eine enge soziale Verbindung/
beziehung aufweisen oder bei welchen 
ein starker eingriff in die Intimsphäre 
geschah, sind ebenfalls durch ein hohes 
Dunkelfeld geprägt (häusliche gewalt, 
sexuelle Nötigung/Vergewaltigung, se-
xuelles bedrängen).

Laut unserer Dunkelfelduntersu-
chung wurde nur etwa jede 14. Straftat 
angezeigt (9.891 gemeldete und 668 
angezeigte Fälle – das sind 6,75 %). Aus 
der Hochrechnung der Straftaten ergibt 
sich für m-V dadurch ein gesamtfal-
laufkommen an Straftaten (Hellfeld + 
Dunkelfeld) von ca. 690.000. Die pKS 
des Landes m-V hat für das Jahr 2014 

1 Eine ausführlichere Darstellung der Methode und auch 
der Fragebögen finden sich auf der Internetseite der FHöV-
PR M-V unter www.fh-guestrow.de/forschung/dunkelfeld; 
Unterschiede in den Werten ergeben sich daraus, dass es sich 
bei den hier verwendeten Zahlen um gewichtete Werte han-
delt, in den Kernbefunden ist dies nicht der Fall.

Anzahl Fälle Davon  
angezeigt

Dunkelfeld Dunkelfeld- 
zifferrelation

geschädigte

Diebstahl 735 315 57,1 % 1 : 1,3 406

betrug 579 84 85,5 % 1 : 5,9 249

Sachbeschädigung 536 144 73,1 % 1 : 2,7 314

Computerkriminalität 6.258 46 99,3 % 1 : 135,0 746

raubdelikte 26 8 69,2 % 1 : 2,3 16

Körperverletzungen 146 40 72,6 % 1 : 2,7 60

Sexualstraftaten 945 10 98,9 % 1 : 93,5 110

Häusliche gewalt 374 6 98,4 % 1 : 61,3 36

gesamt 9.602 654 93,2 % 1 : 13,7 1.260

ca. 116.600 Straftaten ausgewiesen.
Fast 45 % der befragten empfinden 

die polizeiliche präsenz in ihrer Wohn-
gegend als nicht ausreichend (ausrei-
chend: 35,85 %, weiß ich nicht: 19,95 
%) und nur knapp über 1/3 der befrag-
ten (33,9 %) bewerteten die Streifen-
diensttätigkeit mit gut oder sehr gut.

Demgegenüber haben 2/3 (66,6 %) 
aller befragten den letzten direkten poli-
zeikontakt mit gut bzw. sehr gut bewertet.

mit jeweils über 70 % wurde das 
Handeln der polizei in bezug auf Kom-
petenz, Hilfsbereitschaft, Freundlichkeit 
und gerechtes Handeln als gut bzw. sehr 
gut eingeschätzt.

Die folgende tabelle zeigt an, wie 
oft die befragten angaben, Opfer einer 
Straftat geworden zu sein. Weiterhin ist 
dargestellt, wie viele dieser Straftaten zur 
Anzeige gebracht wurden. Daraus ergibt 
sich der umfang des Dunkelfeldes, wel-
cher in der entsprechenden Spalte in pro-
zent angegeben ist. beim Diebstahl be-
deutet dies, dass 57,1 % aller Fälle, die die 
befragten erlebt hatten, nicht angezeigt 
wurden. In der letzten Spalte schließlich 
erfahren Sie, wie viele der 3.170 bürge-
rinnen und bürger, deren Antworten wir 
auswerten konnten, Opfer eines solchen 
Deliktes geworden sind. Da es mehr Fälle 
als geschädigte gibt, lässt sich erkennen, 
dass einzelne geschädigte mehrfach von 
Straftaten betroffen waren. Diese mehrfa-
che Opferwerdung bezieht sich nicht nur 
auf ein Delikt, sondern erfolgte auch de-
liktübergreifend. Deshalb entspricht die 
gesamtzahl der geschädigten nicht der 
Summe der geschädigten innerhalb der 
einzelnen Delikte. 

3. ergeBnisse in Bezug auf Die sexu-
aLstraftaten

Im Folgenden sollen einige ergeb-
nisse zu den Sexualstraftaten dargestellt 
werden. 

Aufgrund der Schwere der Verlet-
zung der Intimsphäre und den damit 
einhergehenden Schamgefühlen sowie 
dem Wunsch nach Vergessen kostet eine 
Anzeigenerstattung nach Sexualdelik-
ten das Opfer eine große Überwin-
dung, was teilweise zum Aufschieben 
bzw. unterlassen der Anzeige führt. 
Insbesondere gilt dies für die in der 
Dunkelfelduntersuchung betrachteten 
bereiche „Vergewaltigung/Sexuelle 
Nötigung“ und „Sexuelles bedrängen“ 
und macht sie deshalb für eine Dunkel-
felduntersuchung besonders bedeutsam. 
Dabei impliziert das Sexuelle bedrän-
gen im Sinne der Formulierung des 
Fragebogens nicht zwingend das Vorlie-
gen einer Straftat.

ein weiterer wesentlicher bereich 
der Sexualstraftaten ist die Verbreitung 
pornografischer Schriften. gerade die-
ser Deliktbereich hat in den letzten 
Jahren erhebliche phänomenologische 
Veränderungen erfahren, die u. a. durch 
die Nutzung neuer plattformen und 
sozialer Netzwerke im Internet, die 
erhöhung von Übertragungsgeschwin-
digkeiten und Datenvolumen, die Ver-
größerung der Speichermedien sowie 
die zunehmende Verbreitung mobiler 
endgeräte wie Smartphones und tab-
let-pCs bedingt sind. Dieser umstand 
führte ebenso zu steigenden Fallzahlen 
in der pKS.

Tabelle 1: Gesamtbetrachtung der Deliktgruppen – Dunkelfeldquoten, Geschädigte
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Die Delikte, die durch das Versenden 
von Dateien begangen wurden, sowie 
die exhibitionistischen Handlungen 
sollen hier nur kurz erwähnt, dann aber 
nicht weiter betrachtet werden, da der 
Fokus auf den Delikten liegen soll, die 
durch einen direkten Kontakt zwischen 
Opfer und täter geprägt sind.

Von den 3.170 in mecklenburg-
Vorpommern befragten bürgerinnen 
und bürgern wurden 110 personen 
mindestens einmal Opfer einer Sexu-
alstraftat. Dies ergibt eine prävalenz-
rate von 3,5 %. Die maximale mehr-
fachviktimisierung pro geschädigten 
reichte von 6 Fällen bei der „Verge-
waltigung/Sexuellen Nötigung“, 15 
beim „Sexuellen bedrängen“, 10 Fälle 
bei „exhibitionistischen Handlungen“ 
bis hin zu 99 beim „unerlaubten Zu-
senden von Nachrichten mit sexuellen 
Darstellungen“.

Von allen angeführten 945 Sexual-
straftaten wurden nur 10 zur Anzeige 
gebracht. Daraus resultiert ein Dunkel-
feld in Höhe von 98,9 %. Diese Zahl 
wird maßgeblich durch den bereich 
„unerlaubtes Zusenden von Nach-
richten mit sexuellen Darstellungen“ 
bestimmt, wo von 810 Fällen lediglich 
2 zur Anzeige gebracht wurden.

Wie in anderen untersuchungen 
auch sind die Opfer von Sexualstrafta-
ten überwiegend weiblich.

Die täter hingegen sind überwie-
gend männlichen geschlechts, bei der 
Vergewaltigung bzw. der sexuellen Nö-
tigung wurden keine Frauen als täte-
rinnen benannt.

In der hier vorliegenden untersu-
chung sind von den Delikten der Verge-
waltigung/sexuellen Nötigung und des 
sexuellen bedrängens besonders die Al-
tersgruppen von 18-49 Jahren betroffen.

In bezug auf den Status der Op-
fer zeigt sich, dass Auszubildende und 

Tabelle 2: Sexualdelikte – Dunkelfeldquoten, Geschädigte

Anzahl Fälle davon  
angezeigt

Dunkelfeld geschädigte

Vergewaltigung/ 
Sexuelle Nötigung 

14 2 85,7 % 9

unerlaubtes Zusenden von Nachrichten 
mit sexuellen Darstellungen

810 2 99,8 % 84

exhibitionistische Handlungen 26 1 96,2 % 13

Sexuelles bedrängen 95 5 94,7 % 37

sexualstraftaten gesamt 945 10 98,9 % 110

nichtselbstständig berufstätige die gruppen sind, bei denen die meisten Opfer an-
zutreffen sind. Hier handelt es sich sicher auch um die tatsächlich am stärksten 
vertretenen berufsgruppen in den o.g. Altersgruppen.

Sexualstraftaten konzentrieren sich keineswegs auf bevölkerungsgruppen, die über 
einen nur geringen bildungsabschluss verfügen, sie sind vielmehr in allen Schich-
ten präsent, überwiegend werden menschen mit einer abgeschlossenen berufsaus-
bildung Opfer von Sexualstraftaten. Auf die Frage, warum keine Anzeige erstattet 
wurde, haben nur wenige der Opfer geantwortet. Die ergebnisse können daher nur 
einen Hinweischarakter tragen. 

Der grund, dass die tat als unangenehm empfunden wird, ist der am häufigsten 
genannte Aspekt.2 In einigen Fällen wurden schlechte erfahrungen mit der poli-
zei als grund angegeben.3 Auch die Angst vor dem täter spielt eine rolle, wenn 
die Anzeigenerstattung unterlassen wird.4 In den Fällen des sexuellen bedrängens 
kommt der grund hinzu, dass keine Aufklärung 5 oder kein erfolg vor gericht 6 er-
wartet werden, weshalb eine Anzeige als sinnlos betrachtet wird. Im Zusammenhang 
mit dem sexuellen bedrängen schließlich werden einige taten auch als zu wenig 
schwerwiegend 7 empfunden.

16-17 18-21 22-29 30-39 40-49 50-59 60-69 70-79 Ü80

Vergewalti-
gung/ sex. 
Nötigung

0 1 2 2 2 1 1 0 0

Sexuelles  
bedrängen

1 5 12 8 4 3 1 3 0

Sexualstraftaten 
gesamt

1 6 12 10 6 4 2 3 0

Tabelle 5: Opfer, Altersverteilung

Schüler Azubi nichtselbstst. 
berufstätige

Selbst-
ständig

rentner Sonstiges

Vergewaltigung/ 
sex. Nötigung

0 1 7 0 0 1

Sexuelles  
bedrängen

3 10 19 0 4 1

Sexualstraftaten 
gesamt

3 11 26 0 4 2

Tabelle 6: Opfer, Status

täter weiblich täter  
männlich

Vergewaltigung/sex. Nötigung 0 8 = 100 %

Sexuelles  
bedrängen

3 = 9,4 % 29 = 90,6 %

Sexualstraftaten  
gesamt

3 = 7,5 % 37 = 92,5 %

Tabelle 4: Täter, Verteilung auf die Geschlechter

Opfer  
weiblich

Opfer  
männlich

Vergewaltigung/ 
sex. Nötigung

9 = 100 % 0

Sexuelles  
bedrängen

31 = 83,8 % 6 = 16, 2 %

Sexualstraftaten 
gesamt

40 = 87 % 6 = 13 %

Tabelle 3: Opfer, Verteilung auf die Geschlechter
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Opfer von Sexualdelikten vermeiden öfter eine Anzeige, wenn keine Verletzun-
gen durch die tat entstanden sind. Während Körperverletzungsdelikte häufiger an-
gezeigt werden, je schwerer sich die Folgen gestalten, konnte diese tendenz bei den 
Sexualstraftaten wiederum nicht festgestellt werden.

Noch  
Schüler

Kein  
Abschluss

Haupt- 
schule

real- 
schule

Abi Abgeschl. 
berufsaus- 

bildung

FH/ 
uni

Vergewaltigung/ sex. 
Nötigung

0 1 1 2 1 3 1

Sexuelles  
bedrängen

3 1 1 2 5 17 8

Sexualstraftaten gesamt 3 2 2 4 6 20 9

Tabelle 7: Opfer, Bildungsabschluss

Vergewaltigung Sex. bedrängen gesamt

Nicht schwerwiegend 1 10 11

unangenehm 5 14 19

Selbst geregelt 0 7 7

Schlechte erfahrung 2 2 4

Zu viel mühe 0 1 1

Aussichtslos vor gericht 1 9 10

geringe Aufklärung 0 5 5

Angst 3 5 8

Wusste nicht, dass es Straftat ist 1 6 7

Tabelle 8: Opfer, Gründe für eine unterlassene Anzeige

2  Die Antwortmöglichkeit lautete: Die Angelegenheit war mir unangenehm (das Ereignis sollte nicht öffentlich werden)
3  Die Antwortmöglichkeit lautete: Ich habe schon einmal schlechte Erfahrungen mit der Polizei gemacht.
4  Die Antwortmöglichkeit lautete: Ich hatte Angst vor dem Täter/der Täterin.
5 Die Antwortmöglichkeit lautete: Die Aufklärungsaussichten waren zu gering.
6 Die Antwortmöglichkeit lautete: Vor Gericht wäre die Sache sowieso aussichtslos gewesen.
7 Die Antwortmöglichkeit lautete: Ich habe diese Tat nicht als schwerwiegend angesehen.
8 Baurmann, M.C.; Schädler, W.(1996): Opferbedürfnisse und Opfererwartungen; Vorträge und Diskussionen der  
 Arbeitstagung des BKA vom 14.-17. November 1995, Wiesbaden: 
 Bundeskriminalamt
9 Baurmann, M.C.; Schädler, W.(1991): Das Opfer nach der Straftat seine Erwartungen und Perspektiven; 1. Auflage,  
 Wiesbaden: Bundeskriminalamt

4. Bewertung
Die vorliegende untersuchung stellt 

einen Ist-Zustand fest und es sind bis-
her keine trendaussagen möglich. Nur 
Wiederholungsuntersuchungen lassen 
rückschlüsse darauf zu, in welche 
richtung sich die Kriminalität entwi-
ckelt. Daher sollten Folgeuntersuchun-
gen zum Dunkelfeld der Kriminalität 
in mecklenburg-Vorpommern alle drei 
Jahre durchgeführt werden.

Aufklärung und prävention sind 
weiterhin wesentliche Aufgabenfelder 
der polizei, aber auch der gesamtge-
sellschaft. Konkret bedeutet dies, z. b. 
den Landespräventionsrat und die ent-
sprechenden ebenen in den Kreisen zu 
stärken und die möglichkeiten der po-
lizeilichen prävention durch eine ange-
messene Sach- und personalausstattung 
mindestens aufrecht zu erhalten.

Aufschlussreich sind sicher die grün-
de für unterlassene Anzeigen.

Hier gilt es die bedingungen zu schaf-
fen, die es geschädigten personen er-
leichtern eine Anzeige zu erstatten. Die 
meisten Opfer haben ihren psychischen 
tiefpunkt in der regel in den ersten 
24 Stunden, teilweise nur wenige Stun-
den nach der tat.8 trotz des beistandes 
durch Familie und Freunde wünschten 
sich viele Opfer die professionelle Hilfe 
durch die polizei oder einer Opferhilfe-
einrichtung.9 In der polizei m-V gibt es 
aus diesen gründen einen entsprechen-
den Leitfaden, in dem der umgang mit 
Opfern von Sexualstraftaten geregelt ist. 
unter anderem ist vorgesehen, dass der-
artige Delikte in einer speziellen Dienst-
stelle von besonders geschultem personal 
bearbeitet werden. Im Kontakt mit dem 
Opfer sind durch ein sensibles Verhalten 
weitere belastungen zu vermeiden. So 
ist Frauen, die Opfer eines Sexualdelik-
tes geworden sind, eine befragung durch 
eine polizeibeamtin anzubieten. Vertrau-

enspersonen können der befragung bei-
wohnen. Die Zusammenarbeit mit den 
Hilfsorganisationen erfolgt zum teil stan-
dardisiert, so dass ein guter Informations-
fluss vorhanden ist. Auch wenn die po-
lizei mit dem ermittlungsverfahren stark 
beansprucht ist, nimmt sie im System des 
Opferschutzes eine wichtige rolle ein. 

grundsätzlich erfolgt nach der An-
zeigenaufnahme der Hinweise auf die 
möglichkeit der unterstützung durch 
entsprechende beratungsstellen oder 
auch den „Weißen ring“, zudem er-
folgt ein Hinweis auf die entschädi-
gungsmöglichkeiten nach dem gesetz 
über die entschädigung für Opfer von 
gewalttaten (Oeg).

Die Auswertung der Daten hat auf-
gezeigt, dass die Informationen über die 
eigenen rechtlichen möglichkeiten und 
die Vermittlung von Hilfe dazu geführt 
haben, dass die Opfer mit der polizei 
zufriedener waren. mehr auf die Opfer-
bedürfnisse einzugehen und die Zusam-
menarbeit mit den Opferhilfeeinrichtun-
gen weiter auszubauen ist daher wichtig. 

Peter Balschmiter
Ist Leiter des Fachbereichs polizei 
an der FHöVpr m-V in güstrow. 
Seinen Abschluss als Kriminalbe-
amter hat er an der polizeifüh-
rungsakademie in münster erlangt. 
Vor seiner jetzigen tätigkeit war er 
u. a. als Kriminalbeamter auch für 
die bearbeitung von gewalt- und 
Sexualdelikten, als Leiter einer Kri-
minalpolizeiinspektion und als Ab-
teilungsleiter im LKA m-V tätig.

Kontakt
goldberger Str. 12-13, 
18273 güstrow
telefon: 03843 283 300
mail: p.balschmiter@fh-guest-
row.de

Zum autor
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2005 standen einer Dipl. Sozialpädagog*in lt. bAt bei Neueinstellung mo-
natlich 2.228 euro entgelt zu. mit der tarifentwicklung ergibt sich ein heu-
tiger Anspruch von 2.815 euro. Da das Land bis dato die Fördermittel kaum 
angepasst hat, muss entweder der träger das Defizit von 587 euro selbst 
erwirtschaften, was aufgrund seiner Struktur i.d.r. nicht zu bewerkstelligen 
ist. Oder die mitarbeiter*in muss auf eine tarifgerechte entlohnung verzich-
ten, was sehr häufig der realität entspricht. 

einstiegsgehalt
monatsbrutto

endstufe
monatsbrutto

Landesförderung pro 
Vollzeitstelle

2005 bAt IVb 2.228,31 euro€ 3.000,11 euro 24.050 euro

2016 tVöD-Sue S12 2.815,04 euro 4.033,37 euro 25.335 euro

steigerung 26,33 % 34,44 % 5,34 %

BeIspIel tvöD-sue 

offener Brief an die kandidat*innen 
zur landtagswahl m-v 2016

Die träger des Hilfenetzes bei häusli-
cher und sexualisierter gewalt in m-V  
fordern die Landespolitik und die Lan-
desregierung m-V auf, die personalkos-
tenförderungen der Landesregierung für 
die Arbeit unserer einrichtungen den 
tariflichen entwicklungen der letzten 
12 Jahre anzupassen.
Seit über 25 Jahren haben sich die 
Schutz- und beratungseinrichtungen zu 
einer tragenden Säule im Hilfesystem 
unseres bundeslandes entwickelt, auch 
dank der unterstützung des Landes m-V. 
unsere mitarbeitenden leisten professi-
onelle Arbeit auf hohem fachlichem 
Niveau bei der bewältigung der Folgen 
von gewalt an Frauen und Kindern so-
wie in der prävention und Netzwerkar-
beit. Anti-gewalt-einrichtungen leisten 
damit einen wichtigen gesellschaftlichen 
beitrag zur inneren Sicherheit in m-V.
Doch ihre existenz ist massiv gefährdet. 
Die träger des Hilfenetzes in m-V ha-
ben aufgrund einer stark erhöhten Fluk-
tuation zunehmend das problem, perso-
nalstellen wieder neu zu besetzen. bei 
der Suche nach qualifizierten Fachkräf-
ten kämpfen die träger des Hilfenetzes 
mit zwei problemen: 

1. Die ungenügende finanzielle Ausstat-
tung der einrichtungen erschwert es in 
Zeiten des Fachkräftemangels massiv, 
mitarbeiter*innen zu werben bzw. län-
gerfristig zu binden.
Die Landesregierung m-V fördert seit 
Anfang der 1990er Jahre die einrich-
tungen des Hilfenetzes (anteilig oder 
zu 100 %), seit 2013 gleichbleibend mit 
2,16 mio eur. Die Zuwendungen an 
die träger wurden im Jahr 2005 mit der 
einführung von pauschalen eingefroren. 
Die Förderung der personalkosten wur-
de seitdem einmalig um 5,3 % erhöht, 
aber auch nur für einige einrichtungen. 
Laut öffentlichem tarifvertrag für den 
Sozialdienst gab es im selben Zeitraum 
eine tarifsteigerung zw. 26 % und 34 %.

2. Die prekären Arbeitsbedingungen 
(bedrückendes Arbeitsthema/geringe 
personalstärke/hohe Arbeitsbelastung/ 

unregelmäßige Arbeitszeit) führen 
zu einer hohen Fluktuation von 
mitarbeiter*innen. Junge und gut aus-
gebildete Fachkräfte suchen ihr glück 
in anderen bundesländern und wandern 
dorthin ab, wo es mehr geld gibt und 
bessere Arbeitsbedingungen. 
All dies bedroht die derzeitige Hilfe-
struktur für betroffene von häuslicher 
und sexualisierter gewalt in unserem 
bundesland in ihrer Wirksamkeit.
ministerpräsident erwin Sellering hat 
auf seinem Neujahrsempfang 2016 in 
Wismar die unternehmen in m-V zur 
tariflichen entlohnung aufgefordert. er 
wollte dem ruf unseres bundeslandes 
als billiglohnland und der Abwande-

rung von jungen, qualifizierten men-
schen entgegentreten und somit einen 
beitrag zur erhöhung der Lebensquali-
tät in m-V und zur notwendigen Fach-
kräftesicherung leisten.
Dieser politische Wille ist lobenswert, 
muss sich jedoch auch im regierungs-
handeln selbst widerspiegeln, wie z.b. 
bei der Finanzierung von staatlichen 
Aufgaben, die das Land an die träger der 
Wohlfahrtspflege delegiert hat. 
Wir fordern Sie deshalb dringend auf, sich 
in der kommenden Legislatur für eine 
nachhaltige und auskömmliche Finanzie-
rung des Hilfenetzes einzusetzen, damit 
dieses auch angesichts des hohen Dunkel-
feldes  aufrechterhalten werden kann.

Die Träger des Hilfenetzes bei häuslicher und sexualisierter Gewalt in M-V:
ulrike bartel  –  geschäftsführerin Frauen helfen Frauen e.V. rostock
regine biedenweg  –  Vereinsvorsitzende Frauen helfen Frauen e.V. greifswald
Dr. Caroline bockmeyer  –  geschäftsführerin AWO Ludwigslust
Kristin Frost  –  Vorstand SHIA e.V. Wolgast – Soziales Haus in Aktion
Christiane geisler  –  geschäftsführerin AWO Vorpommern
Sabine Jonitz  –  bereichsleiterin Diakonie mecklenburgische Seenplatte
matthias Koch  –  geschäftsführer AWO Wismar
reinhard marschner  –  geschäftsführer Quo Vadis e.V. Neubrandenburg
ruth meyer  –  geschäftsführerin CONDuIt e.V. bergen
Axel mielke  –  geschäftsführer AWO Schwerin-parchim
Klaus Schmidt  –  geschäftsführer AWO Demmin
burghardt Siperko  –  regionalleiter Caritas Vorpommern
Karin Wien  –  Vereinsvorstand Arche e.V. güstrow – für Frau und Familie 

anpassung Der personaLförDerungen Des LanDes an tarifLiche entwickLung
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reformen im Deutschen strafrecht 

sexuaLstrafrecht

Am 7. Juli 2016 hat der bundestag 
eine weitreichende reform des Sexual-
strafrechts beschlossen und damit zur eu-
ropäisierung und Internationalisierung 
des deutschen Strafrechts beigetragen.

 Der geänderte paragraf 177 Stgb 
definiert die tatbestände sexueller 
Übergriff, sexuelle Nötigung und Ver-
gewaltigung neu. „Wer gegen den er-
kennbaren Willen einer anderen person 
sexuelle Handlungen an dieser person 
vornimmt oder von ihr vornehmen lässt 
oder diese person zur Vornahme oder 
Duldung sexueller Handlungen an oder 
von einem Dritten bestimmt, wird mit 

Freiheitsstrafe von sechs monaten bis 
zu fünf Jahren bestraft“, heißt es in der 
Neufassung. 

Damit wird zum einen das „Nein 
heißt Nein“-prinzip gesetzlich ver-
ankert und zum anderen die Istanbul-

Konvention umgesetzt. Darüber hinaus 
legen die neu eingefügten paragrafen 
184i und 184j Stgb das Strafmaß für 
sexuelle belästigung und Straftaten aus 
gruppen heraus fest. 

 Kritiker*innen bemängeln die Aus-
wirkungen des neugefassten paragrafen 
177 Stgb auf das Aufenthaltsgesetz, da 
hierdurch suggeriert wird, dass sexuelle 
Übergriffe vor allem durch menschen 
mit migrationshintergrund verübt wer-
den (weiterzulesen unter #ausnahmslos 
zur Änderung des Sexualstrafrechts).

staLking
Der Stalking-gesetzentwurf, der am 

13. Juli 2016 von der bundesregierung 
beschlossen wurde, greift Anregungen 
der gesetzesanträge der Länder bayern, 
Hessen, mecklenburg-Vorpommern 
und Sachsen auf. er geht aber, so die 
bundesregierung, aufgrund weiter ge-
henden gesetzgeberischen Handlungs-
bedarfs darüber hinaus. 

Der gesetzentwurf gestaltet § 238 
Absatz 1 Stgb von einem erfolgs- zu 
einem eignungsdelikt um. Das heißt, 
zukünftig soll sich nun strafbar machen, 
wer beharrlich einer anderen person in 
einer Weise unbefugt nachstellt, die ob-
jektiv dazu geeignet ist, deren Lebensge-
staltung schwerwiegend zu beeinträch-
tigen. ein tatsächlicher erfolgseintritt ist 
zur Ahndung nicht länger notwendig. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft 
(LAg) der Interventionsstellen (IS-
ten) gegen häusliche gewalt und Stal-
king m-V befürwortet die umgestal-
tung des § 238 Stgb Absatz 1 Stgb 
in ein potentielles gefährdungsdelikt 
insoweit, als dass ein tatsächlicher er-
folgseintritt im Hinblick auf eine bei 
den betroffenen gravierende beein-
trächtigung der Lebensgestaltung für 
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Naile Tanış, KOK e.V.

eine Verurteilung nicht mehr maßgeb-
lich ist.

Die bisherige Formulierung dahin-
gehend, dass der tatbestand nur dann 
erfüllt ist, wenn die tat tatsächlich eine 
schwerwiegende beeinträchtigung der 
Lebensgestaltung des Opfers verursacht 
hat, hat sich in der praxis insoweit nicht 
bewährt, als dass es den Opfern aus Sicht 

der LAg der ISten nicht zugemutet 
werden kann, ihre herkömmlichen Ver-
haltensweisen zu ändern.

Auch die Streichung des § 238 Absatz 
1 Stgb aus dem Katalog der privatkla-
gedelikte wird grundsätzlich durch die 
mitarbeiterinnen der Interventionsstel-
len befürwortet. Die einordnung als 
privatklagedelikt führte bisher dazu, dass 
strafwürdiges Verhalten im rahmen des 
§ 238 Stgb nicht in gebotenem maß 
zur Aburteilung gelangt ist und dass das 
Opfer den Strafanspruch gegenüber 
dem täter selbst und aus eigener Initi-
ative durchsetzen musste. Die konkrete 
Arbeit mit betroffenen hat jedoch ge-
zeigt, dass sie in einer Vielzahl an Fällen 
aufgrund ihrer psychischen Verfassung 
dazu eben nicht in der Lage sind.

 Durch eine Anpassung der Strafvor-
schrift des § 4 gewSchg sollen künftig m
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aus einem gerichtlich bestätigten Ver-
gleich strafbewehrt sein. Die geplante 
Schließung dieser Schutzlücke ist aus 
Sicht der mitarbeiterinnen der Inter-
ventionsstellen dringend erforderlich, da 
erfahrungsgemäß viele gerichte bisher 
vorzugsweise Vergleiche abgeschlossen 
haben.
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steLLungnahmen

weLtweiter tag gegen menschen-
hanDeL

Zum dritten mal soll in diesem Jahr 
am 30.07.2016 mit dem weltweiten tag 
gegen menschenhandel auf den not-
wendigen Schutz der betroffenen von 
menschenhandel aufmerksam gemacht 
werden. 

Anlässlich des weltweiten tages ge-
gen menschenhandel fordert der bun-
desweite Koordinierungskreis gegen 
menschenhandel – KOK e.V. einen 
gesamtstrategischen Aktionsplan der 
bundesregierung zur bekämpfung des 
menschenhandels und zum Schutz der 
betroffenen. Im Interesse der betroffe-
nen sollte dieser unter beteiligung zivil-
gesellschaftlicher Akteure zügig erarbei-
tet und umgesetzt werden!

Am 07.07.2016 wurde nun mit 
knapp dreijähriger Verspätung die um-
setzung der eu-richtlinie gegen men-
schenhandel (2011/36/eu) vom bun-
destag beschlossen. 

eine wesentliche Änderung ist die 
erfassung weiterer Ausbeutungsformen 
als Straftatbestände des menschenhan-
dels. So werden nun auch das Ausnutzen 
strafbarer Handlungen, erzwungene bet-
telei und Organhandel als menschen-

handel im Strafgesetzbuch verankert. 
Darüber hinaus gab es im vergangenen 
Jahr weitere gesetzesänderungen, die 
unmittelbare Auswirkungen für betrof-
fenen des menschenhandels haben, zum 
beispiel Änderungen im Aufenthalts-
recht und im Asylrecht oder auch das 
dritte Opferrechtsreformgesetz. 

Diese recht-
lichen Neue-
rungen werden 
zu umfassenden 
Änderungen in 
der praxis füh-
ren. Daher ist 
es zum jetzigen 
Zeitpunkt not-
wendiger denn 
je, gemeinsam 
mit der Zivil-

gesellschaft eine vom KOK seit langem 
geforderte, umfassende gesamtstrate-
gie zur bekämpfung aller Formen des 
menschenhandels und zum Schutz der 
betroffenen zu erarbeiten. 

 „es darf nicht sein, dass wir im um-
gang mit den weiteren Ausbeutungsfor-
men wieder, wie bereits damals beim 
menschenhandel zum Zweck der Ar-
beitsausbeutung, mehrere Jahre benöti-
gen, um Zuständigkeiten zu klären, die 

unterstützungsstrukturen entsprechend 
finanziell auszustatten und Vernetzun-
gen und Kooperationen einzugehen 
bzw. anzustoßen“ so Naile tanış, ge-
schäftsführerin des bundesweiten Ko-
ordinierungskreises gegen menschen-
handel e.V. ergänzend führte Dorothee 
thiering, Vorstandsmitglied des KOK 
aus: „Im Interesse der betroffenen muss 
schnell gehandelt werden, da wir in der 
praxis diese Fälle längst haben.“

Der KOK fordert daher die bundes-
regierung auf, sich nicht auf die gesetz-
geberische umsetzung der eu-richtli-
nie zu beschränken, sondern im Interesse 
der betroffenen darüber hinaus einen 
umfassenden Aktionsplan auszuarbeiten, 
der über die Aufzählung bereits stattfin-
dender maßnahmen hinaus geht und vi-
sionär neue maßnahmen entwickelt. 

Weitere Informationen dazu finden 
Sie auf der Webseite des KOK e.V.
V.i.S.d.p. und rückfragen an: 
KOK – bundesweiter Koordinie-
rungskreis gegen menschenhandel 
Kurfürstenstr. 33
10785 berlin
tel.: 030 / 26 39 11 76
mail : info@kok-buero.de
www.kok-gegen-menschenhandel.de



12

September 2016 / 41.  AuSgAbe

#ausnahmsLos zur änDerung Des 
sexuaLstrafrechts

Die Initiator*innen der Initiative 
#ausnahmslos kritisieren, dass mit dem 
geplanten gesetzentwurf zur Änderung 
des Sexualstrafrechts auch eine Ver-
schärfung des Aufenthaltsgesetzes und 
die Forderung nach einem kollektiven 
Straftatbestand für gruppen einhergeht. 
Das feministische bündnis #ausnahms-
los begrüßt die geplante Verankerung 
des „Nein heißt nein”-grundsatzes 
in der Sexualstrafrechtsreform. es ent-
spricht der vom bündnis geäußerten 
Forderung, dass sexualisierte gewalt ge-
gen den Willen eines menschen grund-
sätzlich als Straftat gelten muss. Dies 
betrifft auch den Straftatbestand des 
grapschens, der ebenfalls endlich vom 
gesetz abgedeckt werden soll.

Wie allerdings kurzfristig bekannt 
wurde, sieht der aktuelle gesetzentwurf 
als Strafe für sexualisierte Übergriffe 
auch die Ausweisung vor.

#ausnahmslos-mitinitiatorin und 
Autorin Anne Wizorek dazu: „Wir for-
dern ein Nein-heißt-Nein-gesetz ohne 
weitere Verschärfung des Aufenthalts-
gesetzes und ohne den so genannten 
„gruppenparagrafen“. Diese Doppel-
bestrafung auf grundlage der Staatsbür-
gerschaft lehnen wir ab.”

Seit den ereignissen in Köln sind von 
der großen Koalition rechtspopulisti-
sche Forderungen erfüllt worden. eine 
konstruktive Debatte über Sexismus, 
rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
fand dagegen nicht statt.

Autorin und #ausnahmslos-mitglied 
Jasna Strick betont: „Statt ungerech-

te geschlechterstrukturen, strukturelle 
macht und problematische männlich-
keitsbilder differenziert, auch mit den 
verbundenen kulturellen und welt-
anschaulichen Hintergründen, in den 
blick zu nehmen, wird das problem seit 
Köln allzu oft pauschal mit bestimmten 
religionen oder Herkunftsländern von 
tätern in Verbindung gebracht.“

Derweil nimmt die Zahl der rech-
ten gewalttaten weiterhin zu; erstmals 
fürchtet das bKA sogar die bildung 
neuer, terroristischer rechter gruppen. 
Dass die bundesregierung mithilfe des 
geplanten gesetzes nun einen Zusam-
menhang zwischen Sexualstraftaten 
und Aufenthaltsstatus herstellt und ras-
sistischen Vorurteilen dadurch Vorschub 
leistet, ist empörend.

Aktivistin Keshia Fredua-mensah 
weist auf ein weiteres risiko hin: „be-
sonders migrantinnen und Frauen ohne 
geklärten Aufenthaltsstatus können zu-
sätzlich in fatale Abhängigkeitsverhält-
nisse gebracht werden. Wenn die täter, 
wie in den meisten Fällen, aus ihrem 
privaten umfeld stammen, kann das 
risiko einer Abschiebung dazu führen, 
dass die betroffenen erst gar keine An-
zeige erstatten.”

http://ausnahmslos.org/
Die Autorin Anne Wizorek wird 

am 21. November 2016 auch zur lan-
desweiten eröffnungsveranstaltung der 
Anti-gewalt-Woche des ministeriums 
für Arbeit und Soziales in güstrow als 
referentin zum thema „Sexismus – se-
xualisierte gewalt“ sprechen. Sie twit-
tert unter @marthadear.

sexueLLe Diskriminierung, BeLäs-
tigung unD gewaLt in Der arBeits- 
unD ausBiLDungsweLt: recht unD 
reaLität (Bff)

Das Handbuch soll betroffenen mut 
machen, sich gegen sexuelle Übergriffe 
zu wehren. es richtet sich zugleich an 
zuständige personen im Arbeits- und 
Ausbildungskontext. Dazu gehören 
Arbeitgeber*innen, Führungskräfte, 
personalräte, beschäftigte, betriebsräte 
und Ausbilder*innen. 

neuerscheinungen

Neben fundierten wissenschaftli-
chen und rechtlichen Informationen 
werden rechte, pflichten und Hand-
lungsperspektiven aufgezeigt - für die 
jeweilige Situation und berufliche 
position. Couragiertes Handeln, die 
Anerkennung der Wahrnehmung der 
betroffenen und deren kompetente 
unterstützung sind das Ziel. Das Hand-
buch soll Handlungsmöglichkeiten und 
Ansätze zur prävention und zur Ver-
ankerung einer gemeinsamen Haltung 

gegen sexuelle belästigung aufzeigen.
Die Autorinnen vermitteln mit die-

sem Handbuch ihr Wissen aus langjähri-
ger praxiserfahrung in der beratung von 
betroffenen sowie der Weiterbildung 
und begleitung von Arbeitgeber*innen, 
betrieben und gewerkschaften. Das 
Handbuch ist beim bff für 29,- euro 
bestellbar.
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informationen

konferenz Des europäischen netz-
werks gegen gewaLt (wave)

Vom 19.-21.10.2016 findet in ber-
lin die Konferenz des europäischen 
Netzwerks gegen gewalt (WAVe – 
Women Against Violence europe) 
statt. Die Konferenz wandert jedes 
Jahr in eine andere europäische Stadt, 
in diesem Jahr wird der bff gemein-
sam mit anderen Verbänden (bIg, 
FHK, KOK, ZIF) und einzelperso-
nen diese Veranstaltung ausrichten. 
Am ersten tag wird eine öffentliche, 
hochkarätig besetzte Konferenz im 
roten rathaus stattfinden, an den 
beiden darauffolgenden tagen wird es 
zahlreiche Workshops zu unterschied-
lichen themen geben. Zur Konferenz 
werden rund 200 teilnehmer*innen 
aus ganz europa erwartet. Das 
vorläufige programm und der 
Link zur Anmeldung sind unter  

https://wave-network.org/get-invol-
ved/registrations zu finden.

auftakttagung anti-gewaLt-woche 
am 21.11.2016 in güstrow

Die von der Leitstelle für Frauen und 
gleichstellung organisierte Auftaktta-
gung zur Anti-gewalt-Woche wird am 
21.11.2016 im bürgerhaus in güstrow 
stattfinden. Die tagung wird Sexismus 
in der gesellschaft und in der Werbung 
zum thema haben, als referent*innen 
konnten Anne Wizorek, Nils pickert und 
Sandra boger gewonnen werden. Anne 
Wizorek schlug im Januar 2013 vor, das 

Hashtag #aufschrei zu benutzen, um 
auf twitter die tweets von Frauen, die 
über sexuelle belästigungen, bedrohun-
gen und Vergewaltigungen sprachen, zu 
bündeln und sichtbarer zu machen. Im 
Juni 2013 erhielt #aufschrei als erstes 
Hashtag überhaupt den grimme On-
line Award. Nach der Silvesternacht in 
Köln war Anne Wizorek mitinitiatorin 
des Hashtags #ausnahmslos. Nils pickert 
ist Chefredakteur bei pinkstinks, einem 
Verein, der gegen produkte, Werbe- und 
medieninhalte agiert, die Kindern eine 
limitierende geschlechterrolle zuwei-
sen. Sandra boger ist beim bff im pro-
jekt „Suse - sicher und selbstbestimmt. 
Frauen und mädchen mit behinderung 
stärken“ angestellt. Ziel des projektes ist 
es, dass von gewalt betroffene Frauen 
und mädchen mit behinderung leichter 
unterstützung erhalten.

vergewaLtigung: aspekte eines verBrechens (mithu 
sanyaL)

Das buch zeichnet nach, wie wir als gesellschaft über Ver-
gewaltigung reden und wie sich das wiederum auf die reali-
tät auswirkt. Vergewaltigung ist der dunkle Doppelgänger der 
geschlechterverhältnisse. In keinem anderen bereich halten 
sich die Vorstellungen von aktiver, aggressiver männlichkeit 
und passiver, bedrohter Weiblichkeit so hartnäckig wie in dem 
der sexuellen und sexualisierten gewalt. Sanyal betrachtet die 
rolle, die rassismus bei diesen Auseinandersetzungen spielt, 
was sexuelle Selbstbestimmung und Konsens wirklich bedeu-
ten, und wie über die Jahrhunderte nicht nur Sexualität, son-
dern auch gewalt gegendert wurde.

Ausgehend von Sexualitätstheorien von Aristoteles bis 
Foucault, über die feministischen Kämpfe um die Anerken-
nung von Vergewaltigung, popfeministische entwürfe und 
Social-media-Aktionen wie #aufschrei und #ausnahmslos 
bis hin zu den problemen, die im Laufe einer echten reform 
des §177 Stgb gelöst werden müssten, geht Sanyal der Frage 
nach, wie Vergewaltigung gesellschaftlich verhindert werden 
kann.

Dr. mithu melanie Sanyal ist Kulturwissenschaftlerin, Au-
torin und Journalistin sowie mehrfach ausgezeichnete Fea-
ture- und Hörspielautorin. Neben ihrer tätigkeit als refe-
rentin für genderfragen und Dozentin an verschiedenen 
universitäten schreibt für die Frankfurter rundschau, taz, 
SpeX, missy magazine und VICe.

Das buch erscheint ende August 2016 bei Nautilus Flug-
schriften, hat 240 Seiten und kostet 16,- euro. 
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frauencafé in stern BuchhoLz 
eröffnet

Am 05.07.2016 wurde in der erst-
aufnahmeeinrichtung Stern buchholz 
ein Frauencafè durch die AWO eröff-
net. gefördert wird das projekt durch 
das bundesamt für migration und 
Flüchtlinge in Kooperation mit dem 
AWO bundesverband. 

In Zusammenarbeit mit dem mal-
teser Hilfsdienst vor Ort entstand ein 
gemütlicher raum mit einer entspann-
ten Atmosphäre. Ziel ist es einen nied-
rigschwelligen Zugang zu den geflüch-
teten Frauen zu bekommen, indem an 
vorerst drei tagen in der Woche das 
Café am Nachmittag geöffnet ist. 

Neben den eigenschaften, die ein 
Café ausmachen, wie Schwatzen, Kaf-
fee- oder teetrinken stehen auch kleine 
Kreativangebote auf dem plan. 

Zusätzlich werden verschiedene 
beratungseinrichtungen unserer AWO 
einmal in der Woche vor Ort sein. In-
formationen zu den themen Schwan-
gerschaft, gesundheit, gewalt in der 
Familie, menschenhandel und Zwangs-
prostitution sowie Informationen zu 
Kursangeboten rund um die eltern-
schaft können so an die besucherinnen 
des Cafés weitergegeben werden. 

Ziel ist es, die Frauen dort zu errei-
chen, wo sie sich gerade befinden und 
sie beim Ankommen zu unterstützen. 
Das Aufzeigen ihrer rechte und ver-
schiedener Handlungsmöglichkeiten in 
Deutschland bedeutet bereits präventiv 
zu arbeiten. 

25-Jähriges Bestehen 
frauenschutzhaus güstrow

Am 1. Januar 1992 haben die mit-
arbeiterinnen des Frauenschutzhauses 
in güstrow mit ihrer Arbeit begonnen. 
Zum 25-jährigen bestehen des Frau-
enschutzhauses bereiten die drei Fach-
kräfte und die mitglieder von Arche e. 
V. – für Frau und Familie eine Jubilä-
umsveranstaltung vor.

 Das Jubiläum wird voraussichtlich 
rund um die internationale Aktions-
woche „gewalt gegen Frauen“ im No-
vember 2016 stattfinden.

Im mittelpunkt dieser Veranstaltung 
stehen themen wie häusliche gewalt 
und der Zusammenhang zu moder-
nen medien sowie die Arbeit in einem 
breiten und sich stetig entwickelnden 
Hilfenetzwerk.

Das Frauenschutzhaus in güstrow 
bietet 20 plätze, die sich in sieben se-
parate ein- bis Zweiraumwohnungen 
aufteilen. Außerdem verfügt es über 
einen großen gemeinschaftsraum mit 
angeschlossenem Spielzimmer für die 
Kinder und einen kleinen garten mit 
Spielplatz. Auf diese positiven räumli-
chen bedingungen sind die drei Sozial-
pädagoginnen besonders stolz.

In den 25 Jahren suchten 1.065 Frau-
en und 1.086 Kinder (Stand 20.07.2016) 
Schutz und Hilfe im Frauenschutzhaus 
güstrow. Sie wurden durch die mitarbei-
terinnen dabei begleitet und unterstützt, 
neue Ziele, Denkansätze und Hand-
lungsmöglichkeiten für sich zu erarbeiten 
und umsetzen zu können und somit den 
gewaltkreislauf zu durchbrechen. Nicht 
zählen lassen sich die telefonischen, am-
bulanten und nachgehenden beratungen.

Die Arbeit mit den Frauen hat sich 
in 25 Jahren verändert und so kommen 
immer neue Herausforderungen auf 
die drei mitarbeiterinnen zu. Im Zuge 
des Ankommens von Flüchtlingen in 
m-V ergeben sich bei der Arbeit mit 
gewaltbetroffenen Flüchtlingsfrauen 
ganz neue problemfelder und Auf-
gabengebiete. Auch der umgang der 
gewaltbetroffenen Frauen mit sozialen 
Netzwerken und Smartphones kann 
ganz neue Schutz- und Sicherheitslü-
cken darstellen.

Alte Herausforderungen wie zum 
beispiel die Sensibilisierung der ge-
sellschaft für häusliche gewalt durch 
Öffentlichkeits- und präventionsarbeit 
bleiben weiter eine wichtige Aufgabe.

Frauen, die Schutz, unterstützung 
oder ambulante beratung durch die 
mitarbeiterinnen des Frauenschutz-
hauses in güstrow in Anspruch neh-

men wollen, erreichen diese zu jeder 
Zeit und an jedem tag des Jahres.

COrAktuell gratuliert dem Frau-
enschutzhaus güstrow von Herzen 
und bedankt sich auch bei dem unter-
stützenden umfeld, welches dem Ver-
ein und der Arbeit des Frauenschutz-

Frau Stüdemann-Wilkens, Mitarbeiterin des Frauencafés mit Bewohnerinnen 
der Erstaufnahmeeinrichtung Stern Buchholz
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hauses seit Jahren zur Seite steht. Wir 
wünschen, dass die bewohnerinnen 
und ihre Kinder weiterhin neue Le-
benskraft im Frauenschutzhaus schöp-
fen und dort eigene perspektiven 
für sich entwickeln können. Vor den 
mitarbeiterinnen ziehen wir unseren 
Hut! Danke für euer Durchhaltever-
mögen und eure positive Ausstrah-
lung, die mut macht, sich dem thema 
weiter zu widmen, solange es nötig ist.

25 Jahre autonomes frauenhaus 
rostock

Vor 25 Jahren wurde das Haus im 
Zuge der Autonomen Frauenbewe-
gung gegründet. Somit besteht eine 
errungenschaft aus dieser bewegten 
Zeit in rostock noch immer fort und 
ist auch für die Zukunft aus der Han-
sestadt nicht wegzudenken. Im Sep-
tember 1991 öffnete das Autonome 
Frauenhaus rostock seine türen und 
hat seitdem mehr als 1.400 Frauen und 
ihren Kindern eine sichere Zuflucht 
und Schutz geboten. Dabei sehen die 
mitarbeiterinnen des Frauenhauses die 
bewohnerinnen immer als expertin-
nen für ihre eigene Situation und ent-
wickeln zusammen mit ihnen Hand-
lungsmöglichkeiten, wobei das prinzip 
der Selbstbestimmung an erster Stelle 
steht. Das Frauenhaus wird sein Ju-
biläum im Oktober 2016 mit einer 
postkartenaktion feiern. COrAktuell 
gratuliert aufs Herzlichste und zollt 
der hervorragenden Arbeit der Kolle-
ginnen großen respekt.

respekt für Die LangJährige arBeit 
in kröpeLin

Die Ib-beratungsstelle für betroffe-
ne von häuslicher gewalt blickt in die-
sem Jahr auf ihr 15-jähriges bestehen 
zurück. COrAktuell gratuliert den 
Verantwortlichen, mitarbeiterinnen 
und ehrenamtlichen Helferinnen sehr 
herzlich und bedankt sich bei allen 
Kooperationspartner*innen, die sich 
im Laufe der letzten Jahre für die Ar-
beit in der beratungsstelle in Kröpelin 
stark gemacht haben oder die Arbeit 
gegen häuslicher gewalt auf andere 
Weise unterstützt haben! 

Überwiegend werden Frauen von 
der beratungsstelle begleitet, die lang-
jährige gewalterfahrungen gemacht 
haben. Immer wieder berichten die 
Kolleginnen, dass von häuslicher ge-
walt betroffene unter Selbstzweifeln, 
Scham und Verzweiflung leiden und 
viele von ihnen auch unter psychi-
schen und psychosomatischen Fol-
geerkrankungen. Wiebke bache und 
ellen Schlutow bilden das fachlich 
ausgewogene team in der beratungs-
stelle für betroffene von häuslicher 
gewalt, welche kostenfrei und ver-
traulich beratung und begleitung 
anbietet. Wir wünschen den beiden 
Kolleginnen weiterhin viel unter-
stützung und Kraft dabei mit betrof-
fenen positive und neue Lebenswege 
zu beschreiten.

 Das Logo des Autonomen Frauenhauses 
Rostock

IB – Beratungsstelle für Betroffene von 
häuslicher Gewalt 

Am Wasserwerk 1
18236 Kröpelin
Tel: 038292/ 8267816
beratungsstelle-kroepelin@internatio-
naler-bund.de
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tagung: ansätze Der frauenhausar-
Beit im DiaLog

Am 23.05. fand in der Fachhoch-
schule Kiel die tagung »Ansätze der 
Frauenhausarbeit im Dialog« statt, in 
deren rahmen verschiedenste Konzep-
te und Herangehensweisen der Frau-
enhausarbeit vorgestellt wurden. Neben 
Vorträgen zu transformationsprozessen 
und perspektiven der Frauenhausarbeit, 
systemischer beratung und ressourcen-
orientierter pädagogischer Arbeit mit 
mädchen und Jungen als teil der Frau-
enhausarbeit fanden auch Workshops 
statt. besonders gut angenommen wur-
den der Workshop zum Konzept des 
Frauenhauses Hartengrube in Lübeck, 

gewalt, die von finanziellen engpässen, 
steigender Arbeitsbelastung und gravie-
rendem personalmangel gekennzeichnet 
ist. Am Nachmittag fanden im Schloss-
café verschiedene gesprächsrunden 
zum thema geschlechtergerechtigkeit 
in m-V statt, darunter auch eine run-
de zum thema »Schutz vor geschlechts-
spezifischer gewalt in m-V – auch für 
geflüchtete Frauen?!«. Die Leiterin des 
Frauenhauses Schwerin schilderte an-
hand eines Fallbeispiels die besondere 

V.l.n.r.: Prof. Dr. Gaby Lenz (Dekanin des 
FB Soziale Arbeit und Gesundheit), Prof. 
Dr. Udo Beer (Präsident der Fachhochschu-
le Kiel), Kristin Alheit (Sozialministerin 
von Schleswig-Holstein), Prof. Dr. phil. ha-
bil. Jeannette Bischkopf (Professur für Psy-
chologie und Gruppendynamik)

charity armBanD gegen gewaLt an 
frauen

toni garrn trägt es, Nicole Kid-
man trägt es, gisele bündchen trägt es, 
martina Navratilova trägt es!

 Viele internationale Stars zeigen sich 
solidarisch mit der bewegung zur been-
digung von gewalt an Frauen. und nicht 
nur das: auch deutsche prominente zeigen 
inzwischen ihre unterstützung. Das deut-
sche model toni garrn, Komikerin Caro-
lin Kebekus und Schauspielerin Karoline 
Herfurth tragen das Charity Armband 
gegen gewalt an Frauen. tragen auch Sie 
mit dem Kauf des uN Women Charity 

Armbands von Soko zur Stärkung 
einer gruppe benachtei-

ligter Kunsthandwer-
kerinnen in Kenia 

und vielen weite-
ren projekten des 
„uN trust Fund 
to end Violence 
Against Women“ 

bei! 

Der von uN Women verantwortete 
„uN trust Fund to end Violence against 
Women“, der 1996 von der uN gene-
ralversammlung beschlossen wurde, un-
terstützt lokale Organisationen in ihren 
bemühungen, Frauen vor gewalt zu 
schützen, sie über ihre rechte aufzuklä-
ren und die bildung und ökonomische 
Situation von Frauen zu verbessern, da-
mit sie so den teufelskreis von Abhängig-
keit und gewalt durchbrechen können.

gewalt gegen Frauen und mädchen 
ist die allgegenwärtigste menschen-
rechtsverletzung in unserer Welt. Jede 
dritte Frau weltweit ist in ihrem Leben 
von gewalt betroffen. In Deutschland hat 
einer Studie des bmFSFJ aus dem Jahr 
2004 zufolge jede vierte Frau während 
ihres Lebens gewalt in ihrer paarbezie-
hung erfahren. es ist höchste Zeit, diese 
menschenrechtsverletzung zu beenden.

Charity Armband gegen gewalt an 
Frauen kaufen und dabei gutes tun!

www.unwoman.de

anhörung im soziaLausschuss Des 
LanDtages in m-v

Am 11.05.2016 fand im Schweri-
ner Schloss der vom Landesfrauenrat 
(LFr) organisierte Aktionstag »Wir 
wollen mehr! – Frauen im Schloss« 
statt, in dessen Zuge der LFr vor dem 
Sozialausschuss angehört wurde. ein-
dringlich schilderte gisela best von der 
Landeskoordinierungsstelle COrA die 
Situation des beratungs- und Hilfenet-
zes m-V zu häuslicher und sexualisierter 

Situation geflüchteter Frauen, die inten-
sive betreuung, derer sie bedürfen, und 
die bürokratischen Hürden, mit denen sie 
konfrontiert sind. In der runde wurde 
deutlich, dass vor allem ein unbürokra-
tischer Zugang zu Sprachmittler*innen 
und Konzepte für den Schutz von Frau-
en und Kindern in erstaufnahmeein-
richtungen gebraucht werden. Weiterhin 
wurde gefordert, Frauen, die von häusli-
cher oder sexualisierter gewalt betroffen 
sind, vor Abschiebung zu schützen.

das sich von denen anderer Frauenhäuser 
u.a. unterscheidet, weil der Standort des 
Hauses öffentlich bekannt ist. ebenfalls 
gut besucht war der Workshop zu sozi-
alraumbezogenen Konzepten zur prä-
vention von partnergewalt, der von prof. 
Dr. Sabine Stövesand gegeben wurde. Sie 
stellte das von ihr entworfene Konzept 
»Stadtteile ohne partnergewalt«, welches 
darauf abzielt, die engen sozialen bezüge 
vor Ort, wie etwa Nachbar*innennetze 
oder Stadtteilzentren in die bekämpfung 
häuslicher gewalt mit einzubinden. prof. 
Stövesand berichtete ebenfalls von pra-
xiserfahrungen mit dem Konzept, das im 
Hamburger Stadtteil Steilshoop bereits 
umgesetzt wird.


